
 

Eine verantwortungsbewusste, transparente 
und effiziente Unternehmensführung und -kontrolle ist 
integraler Bestandteil der Unternehmenskultur von 
Porsche.  

Erklärung zur Unternehmensführung  
gemäß § 289a HGB 

Die Erklärung zur Unternehmensführung ge-
mäß § 289a HGB finden Sie auf unserer Internetseite 
unter www.porsche-se.com/pho/de/investorrelations. 

Unternehmensverfassung der Porsche 
Automobil Holding SE 

Gesetzliche Grundlagen für die Unterneh-
mensverfassung der Porsche SE sind im Wesentlichen 
die europäischen SE-Vorschriften und das deutsche 
SE-Ausführungsgesetz sowie das deutsche Aktienge-
setz. Die sich daraus gegenüber der Verfassung einer 
Aktiengesellschaft ergebenden Unterschiede betreffen 
in erster Linie die Bildung und Zusammensetzung des 
Aufsichtsrats. Auch in der Porsche SE gelten das 
duale Leitungssystem mit einer strikten Trennung von 
Vorstand und Aufsichtsrat, der Grundsatz der paritäti-
schen Mitbestimmung im Aufsichtsrat sowie die Mit-
verwaltungs- und Kontrollrechte der Aktionäre in der 
Hauptversammlung als wesentliche Kernelemente der 
Unternehmensverfassung.  

Unternehmensleitung durch den Vorstand 

Der Vorstand leitet die Porsche SE und den 
Porsche Konzern in eigener Verantwortung und ver-
tritt die Gesellschaft bei Geschäften mit Dritten. Seine 
wesentlichen Aufgaben liegen in der strategischen 
Ausrichtung und Steuerung des Porsche Konzerns 
sowie der Einhaltung und Überwachung eines effizien-
ten Risikomanagementsystems. Die nähere Ausgestal-
tung der Tätigkeit des Vorstands ist in einer vom 
Aufsichtsrat erlassenen Geschäftsordnung geregelt.  

Der Vorstand berichtet dem Aufsichtsrat re-
gelmäßig, zeitnah und umfassend über die Planung, 
die Geschäftsentwicklung und das Risikomanagement 

des Unternehmens und stimmt mit dem Aufsichtsrat 
die strategische Ausrichtung des Porsche Konzerns 
ab. Bestimmte in der Satzung der Porsche SE und der 
Geschäftsordnung des Vorstands festgelegte Ge-
schäfte darf der Vorstand nur ausführen, wenn er 
zuvor die Zustimmung des Aufsichtsrats eingeholt hat. 
Dazu zählen unter anderem der Erwerb und die Ver-
äußerung von Unternehmen ab einer bestimmten 
Größenordnung, die Begründung und Auflösung von 
Standorten, die Aufnahme oder Einstellung von Ge-
schäftsfeldern sowie Rechtsgeschäfte mit Stammakti-
onären oder Aufsichtsratsmitgliedern der Porsche SE. 

Bei der Unternehmensführung werden Inter-
essenskonflikte, die sich aus den Doppelvorstands-
mandaten (bei der Porsche SE auf der einen und bei 
der Volkswagen AG bzw. der Porsche AG auf der 
anderen Seite) ergeben können, berücksichtigt und im 
Unternehmensinteresse behandelt. Beispielsweise 
nehmen Vorstandsmitglieder, die zugleich Vorstands-
mitglieder der Volkswagen AG sind, bei Beschlussfas-
sungen über Vorgänge im Zusammenhang mit der 
Volkswagen AG grundsätzlich nicht teil. 

In Übereinstimmung mit den Vorgaben des 
Deutschen Corporate Governance Kodex sorgt der 
Vorstand für die Einhaltung der gesetzlichen Bestim-
mungen und der unternehmensinternen Richtlinien und 
wirkt auf deren Beachtung hin. Der Chief Compliance 
Officer der Porsche SE berichtet direkt an den Vor-
standsvorsitzenden. Die Aufgabe des Chief Complian-
ce Officers besteht darin, den Vorstand in allen Fra-
gen der Compliance zu beraten, präventive Maßnah-
men einzuführen, sie zu steuern, zu überwachen und 
auf Regeleinhaltung hinzuwirken. Grundlage der 
Compliance-Aktivitäten ist eine Strategie, die einen 
präventiven Ansatz verfolgt.  

Überwachung der Unternehmensleitung durch 
den Aufsichtsrat 

Der Aufsichtsrat bestellt die Mitglieder des 
Vorstands und überwacht und berät den Vorstand bei 
der Leitung des Unternehmens. Eine grundsätzliche 
Unabhängigkeit des Aufsichtsrats bei der Kontrolle 
des Vorstands wird strukturbedingt bereits dadurch 
gewährleistet, dass ein Mitglied des Aufsichtsrats 
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nicht zugleich dem Vorstand angehören darf und 
beide Gremien auch nach den ihnen zugewiesenen 
Kompetenzen streng voneinander getrennt sind.  

Der Aufsichtsrat besteht aus zwölf Mitglie-
dern. Größe und Zusammensetzung des Aufsichtsrats 
bestimmen sich nach den europäischen SE-
Vorschriften. Diese werden ergänzt durch die mit 
Vertretern der europäischen Porsche Arbeitnehmer 
abgeschlossene Mitbestimmungsvereinbarung, in der 
die Kompetenzen der Arbeitnehmer im Betriebsrat der 
Porsche SE sowie das Verfahren zur Wahl des SE-
Betriebsrats und die Vertretung der Arbeitnehmer im 
SE-Aufsichtsrat festgelegt sind, sowie entsprechende 
Satzungsregelungen. Der Aufsichtsrat der Porsche SE 
wird paritätisch durch Anteilseigner- und Arbeitneh-
mervertreter besetzt, wobei die Grundzüge der deut-
schen Mitbestimmung auf die Porsche SE übertragen 
wurden. Keines der aktuellen Aufsichtsratsmitglieder 
ist ein ehemaliges Mitglied des Vorstands der Porsche 
SE bzw. der Porsche AG. Nach Einschätzung des 
Aufsichtsrats gehören ihm eine ausreichende Anzahl 
unabhängiger Mitglieder an. 

Der Aufsichtsrat trifft seine Entscheidungen 
mit einfacher Mehrheit der an der Abstimmung teil-
nehmenden Aufsichtsratsmitglieder. Bei Stimmen-
gleichheit entscheidet die Stimme des Aufsichtsrats-
vorsitzenden, der immer ein von den Anteilseignern 
gewähltes Aufsichtsratsmitglied sein muss.  

Der Aufsichtsrat hat mehrere Ausschüsse ge-
bildet: einen Präsidialausschuss, einen Prüfungsaus-
schuss und einen Nominierungsausschuss. Der Präsi-
dialausschuss fungiert als Personalausschuss und 
entscheidet in Eilfällen über zustimmungspflichtige 
Geschäfte. Der Prüfungsausschuss unterstützt den 
Aufsichtsrat bei der Überwachung der Geschäftsfüh-
rung und befasst sich mit der Überprüfung des Rech-
nungslegungsprozesses, der Wirksamkeit des internen 
Kontrollsystems, des Compliance Systems, des Risi-
komanagementsystems und des internen Revisions-
systems sowie der Abschlussprüfung. Der Nominie-
rungsausschuss gibt dem Aufsichtsrat Empfehlungen 
für die Vorschläge des Aufsichtsrats an die Hauptver-
sammlung zur Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern. 

Rechte der Aktionäre 

Das Grundkapital der Porsche SE ist je zur 
Hälfte in Stammaktien und in Vorzugsaktien ohne 
Stimmrecht eingeteilt. Die Aktionäre üben die ihnen 
zustehenden Rechte in der Hauptversammlung aus. 
Bei der Beschlussfassung gewährt jede Stammaktie 
der Porsche SE eine Stimme. Es gibt keine Aktien mit 
Mehrfach- oder Vorzugsstimmrechten. Ein Höchst-
stimmrecht existiert ebenfalls nicht. Jeder Aktionär ist 
berechtigt, an der Hauptversammlung teilzunehmen, 
sich zu den Gegenständen der Tagesordnung zu 
äußern, Anträge zu stellen und Auskunft über Angele-
genheiten der Gesellschaft zu verlangen, soweit dies 
zur sachgemäßen Beurteilung eines Gegenstands der 
Tagesordnung erforderlich ist.  

Die Hauptversammlung beschließt unter an-
derem über die Entlastung des Vorstands und des 
Aufsichtsrats, die Verwendung des Bilanzgewinns, die 
Durchführung von Kapitalmaßnahmen sowie die Vor-
nahme von Satzungsänderungen.  

Die Vertreter der Anteilseigner im Aufsichtsrat 
werden von der Hauptversammlung bestellt. Im Hin-
blick auf die Bestellung der Arbeitnehmervertreter im 
Aufsichtsrat gilt Folgendes: Die Satzung der Porsche 
SE bestimmt, dass auch die Arbeitnehmervertreter im 
Aufsichtsrat von der Hauptversammlung bestellt 
werden, sofern nicht eine nach Maßgabe des SE-
Beteiligungsgesetzes geschlossene Vereinbarung 
über die Beteiligung der Arbeitnehmer ein abweichen-
des Bestellungsverfahren für die Arbeitnehmervertre-
ter im Aufsichtsrat bestimmt. Letzteres trifft gegen-
wärtig zu: In der Vereinbarung über die Beteiligung 
der Arbeitnehmer in der Porsche SE ist geregelt, dass 
die Arbeitnehmervertreter unmittelbar mit der Annah-
me ihrer Wahl durch den SE-Betriebsrat in ihr Amt 
gelangen. Selbst wenn keine solche Vereinbarung 
vorläge, wäre die Hauptversammlung bei der Wahl der 
Arbeitnehmervertreter an die Vorschläge der Arbeit-
nehmer gebunden.  
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Rechnungslegung und Abschlussprüfung 

Die Rechnungslegung des Porsche Konzerns 
erfolgt auf der Grundlage der International Accounting 
Standards (IAS) und der International Financial Repor-
ting Standards (IFRS) in der vom International Accoun-
ting Standards Board (IASB) veröffentlichten Fassung 
soweit diese in der Europäischen Union anzuwenden 
sind und der ergänzend nach § 315a Abs. 1 HGB 
anzuwendenden deutschen handelsrechtlichen Vor-
schriften. Grundlage des Jahresabschlusses der 
Porsche SE als Muttergesellschaft des Porsche Kon-
zerns sind die Rechnungslegungsvorschriften des 
deutschen Handelsgesetzbuchs (HGB). Beide Ab-
schlüsse werden von der Ernst & Young GmbH Wirt-
schaftsprüfungsgesellschaft als unabhängiger Wirt-
schaftsprüfungsgesellschaft geprüft. Darüber hinaus 
werden die der Entsprechenserklärung gemäß § 161 
AktG zugrunde liegenden Tatsachen bei der Durchfüh-
rung der Abschlussprüfung geprüft. 

Risikomanagement 

Der Porsche Konzern verfügt über ein kon-
zernweites Risikomanagementsystem, mit dessen 
Hilfe die Unternehmensleitung wesentliche Risiken 
frühzeitig erkennt und dadurch in die Lage versetzt 
wird, rechtzeitig erforderliche Gegenmaßnahmen 
einzuleiten. Das Risikomanagementsystem im Por-
sche Konzern wird fortlaufend auf seine Effizienz 
geprüft und unter Berücksichtigung veränderter Rah-
menbedingungen kontinuierlich optimiert. Einzelheiten 
dazu finden Sie auf den Seiten 85 ff. des Geschäfts-
berichts. 

Kommunikation und Transparenz 

Porsche legt Wert auf eine transparente 
Kommunikation und unterrichtet Aktionäre, Finanzana-
lysten, Aktionärsvereinigungen, Medien und die inte-
ressierte Öffentlichkeit regelmäßig über die Lage des 
Unternehmens und seine Geschäftsentwicklung. Als 
Informationsquelle dient dabei insbesondere die Inter-
netseite www.porsche-se.com, auf der sämtliche 
Pressemitteilungen und Finanzberichte ebenso einge-
stellt sind wie die Satzung der Porsche SE sowie 

Informationen zur Hauptversammlung. Interessierte 
Besucher der Homepage der Porsche SE haben dort 
auch die Möglichkeit, einen Newsletter zu abonnieren, 
der sie regelmäßig über Neuigkeiten aus dem Por-
sche Konzern informiert.  

Neben der regelmäßigen Berichterstattung 
informiert Porsche auf Grundlage von § 15 Wertpa-
pierhandelsgesetz über nicht öffentlich bekannte 
Umstände, die geeignet sind, im Falle ihres Bekannt-
werdens den Börsenpreis der Porsche Aktie erheblich 
zu beeinflussen. Auch diese Ad hoc-Mitteilungen sind 
auf der Homepage der Porsche Automobil Holding SE 
eingestellt. 

Directors’ Dealings 

Nach § 15a Wertpapierhandelsgesetz sind Mit-
glieder des Vorstands und Aufsichtsrats, sonstige Füh-
rungspersonen sowie mit diesen in enger Beziehung 
stehende Personen verpflichtet, den Erwerb oder die 
Veräußerung von Porsche Aktien und sich darauf bezie-
henden Finanzinstrumenten offen zu legen.  Die Porsche 
SE veröffentlicht solche Mitteilungen über derartige 
Transaktionen auf der Porsche SE Homepage. 

Entsprechenserklärung zum  
Corporate-Governance-Kodex 

Zum Hintergrund 

Am 26. Februar 2002 hat die Regierungs-
kommission Deutscher Corporate Governance Kodex 
einen Standard guter und verantwortungsvoller Unter-
nehmensführung für börsennotierte Gesellschaften 
vorgelegt. Gemäß § 161 Abs. 1 Aktiengesetz sind 
Vorstand und Aufsichtsrat einer börsennotierten Ge-
sellschaft verpflichtet, einmal jährlich zu erklären, ob 
den Empfehlungen des Kodex entsprochen wurde und 
wird oder welche Empfehlungen des Kodex nicht 
angewendet wurden oder werden und warum nicht.  

Die nachfolgende Erklärung bezieht sich für 
den Zeitraum bis zum 2. Juli 2010 auf die Kodex-
Fassung vom 18. Juni 2009 und für den Zeitraum ab 
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dem 3. Juli 2010 auf die Kodex-Fassung vom 26. Mai 
2010, die am 2. Juli 2010 im elektronischen Bundes-
anzeiger veröffentlicht wurde. Soweit keine ausdrück-
liche Angabe der Kodex-Fassung erfolgt, ist die jewei-
lige Empfehlung in diesem Zeitraum unverändert 
geblieben.  

Entsprechenserklärung der  
Porsche Automobil Holding SE  

Vorstand und Aufsichtsrat der Porsche Auto-
mobil Holding SE erklären gemäß § 161 Abs. 1 Akti-
engesetz, dass den vom Bundesministerium der 
Justiz im amtlichen Teil des elektronischen Bundesan-
zeigers bekannt gemachten Empfehlungen der Regie-
rungskommission Deutscher Corporate Governance 
Kodex seit Abgabe der letzten Entsprechenserklärung 
mit folgenden Ausnahmen entsprochen wurde und 
wird: 

„Der Aufsichtsrat soll für seine Zusammen-
setzung konkrete Ziele benennen, die unter Beachtung 
der unternehmensspezifischen Situation die internati-
onale Tätigkeit des Unternehmens, potentielle Interes-
senskonflikte, eine festzulegende Altersgrenze für 
Aufsichtsratsmitglieder und Vielfalt (Diversity) berück-
sichtigen. Diese konkreten Ziele sollen insbesondere 
eine angemessene Beteiligung von Frauen vorsehen. 

Vorschläge des Aufsichtsrats an die zustän-
digen Wahlgremien sollen diese Ziele berücksichtigen. 
Die Zielsetzung des Aufsichtsrats und der Stand der 
Umsetzung sollen im Corporate Governance Bericht 
veröffentlicht werden.“ (Ziffer 5.4.1 Abs. 2 und 3 in 
der Fassung vom 26. Mai 2010)   

Der Aufsichtsrat begrüßt die Intention des 
Kodex, Regelungen für die Zusammensetzung von 
Aufsichtsratsgremien zu benennen, und fühlt sich 
diesem Ziel verpflichtet. Angesichts der angestrebten 
Verschmelzung mit der Volkswagen AG und der Tatsa-
che, dass bis dahin nach heutigem Stand keine Neu-
wahlen der Anteilseignervertreter im Aufsichtsrat 
anstehen, erscheint eine Nennung konkreter Ziele zum 
jetzigen Zeitpunkt jedoch nicht sachgerecht.    

„Über die gesetzliche Pflicht zur unverzügli-
chen Mitteilung und Veröffentlichung von Geschäften 
in Aktien der Gesellschaft hinaus, soll der Besitz von 
Aktien der Gesellschaft oder sich darauf beziehender 
Finanzinstrumente von Vorstands- und Aufsichtsrats-
mitgliedern angegeben werden, wenn er direkt oder 
indirekt größer als ein Prozent der von der Gesell-
schaft ausgegebenen Aktien ist. Übersteigt der Ge-
samtbesitz aller Vorstands- und Aufsichtsratsmitglie-
der ein Prozent der von der Gesellschaft ausgegebe-
nen Aktien, soll der Gesamtbesitz getrennt nach 
Vorstand und Aufsichtsrat angegeben werden. Die 
vorgenannten Angaben sollen im Corporate Gover-
nance Bericht enthalten sein.“ (Ziffer 6.6 Deutscher 
Corporate Governance Kodex) 

Stimmrechtsmitteilungen unserer Aktionäre 
nach dem Wertpapierhandelsgesetz werden wie von 
diesem Gesetz vorgeschrieben von der Porsche Au-
tomobil Holding SE veröffentlicht. Mitteilungen über 
Erwerb und Veräußerung von Porsche Vorzugsaktien 
durch Vorstands- und Aufsichtsratsmitglieder gemäß § 
15a Wertpapierhandelsgesetz werden veröffentlicht, 
soweit dies § 15a Wertpapierhandelsgesetz vor-
schreibt. Eine darüber hinausgehende Veröffentli-
chung der von Organmitgliedern an der Gesellschaft 
gehaltenen Aktien und sich darauf beziehender Finanz-
instrumente ist bisher nicht erfolgt und wird auch in 
Zukunft nicht erfolgen, da die von uns vollumfänglich 
eingehaltenen Veröffentlichungspflichten nach unserer 
Auffassung genügen, um den Kapitalmarkt und insbe-
sondere unsere Aktionäre ausreichend zu informieren.  

Corporate Governance im  
Volkswagen Teilkonzern 

Volkswagen AG  

Vorstand und Aufsichtsrat der Volkswagen AG 
haben am 20. November 2009 die Entsprechenser-
klärung zum Deutschen Corporate Governance Kodex 
abgegeben. Sie haben darin erklärt, dass in der Zeit 
vom 21. November 2008 bis zum 05. August 2009 
den Empfehlungen des Kodex in der Fassung vom 6. 
Juni 2008 mit Ausnahme der Ziffer 4.2.3. Abs. 4 und 
5 (Abfindungs-Cap) und danach den am 05. August 
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2009 bekannt gemachten Empfehlungen des Kodex in 
der neuen Fassung vom 18. Juni 2009 mit Ausnahme 
der Ziffern 3.8 Abs. 2 (Selbstbehalt in der D&O-
Versicherung), 4.2.3 Abs. 2 Satz 2 und 3 (Vergleichs-
parameter bei variabler Vergütung) und 4.2.3 Abs. 3 
und 4 (Abfindungs-Cap) entsprochen wurde.  

Vorstand und Aufsichtsrat der Volkswagen AG 
haben weiterhin erklärt, dass den Empfehlungen des 
Kodex in der Fassung vom 18. Juni 2009 mit Aus-
nahme der Ziffern 3.8 Abs. 2 (Selbstbehalt in der 
D&O-Versicherung), 4.2.3 Abs. 2 Satz 2 und 3 (Ver-
gleichsparameter bei variabler Vergütung) und 4.2.3 
Abs. 3 und 4 (Abfindungs-Cap) uneingeschränkt ent-
sprochen wird. Diesen Ziffern soll zukünftig entspro-
chen werden; Ziffer 3.8 Abs. 2 ab dem 1. Januar 
2010. Die Entsprechenserklärung ist auf der Internet-
seite www.volkswagenag.com/ir, Rubrik „Corporate 
Governance“, Menüpunkt „Entsprechenserkärung“, 
veröffentlicht. 

AUDI AG 

Vorstand und Aufsichtsrat der AUDI AG haben 
am 23. November 2009 die Entsprechenserklärung 
zum Deutschen Corporate Governance Kodex abge-
geben. Sie haben darin erklärt, dass den Empfehlun-
gen des Kodex in der Fassung vom 6. Juni 2008 bis 
zur Bekanntmachung der neuen Fassung am 5. Au-
gust 2009 mit Ausnahme der Ziffern 4.2.3 Abs. 4 und 
5 (Abfindungs-Cap), 5.3.3 (Nominierungsausschuss), 
5.4.3 Satz 1 (Wahlen zum Aufsichtsrat als Einzelwahl) 
und 5.4.6 Abs. 3 Satz 1 (individualisierte, nach Be-
standteilen aufgegliederte Ausweisung der Vergütung 
der Aufsichtsratsmitglieder) entsprochen wurde. 

Vorstand und Aufsichtsrat der AUDI AG haben 
weiterhin erklärt, dass nach dem 5. August 2009 den 
Empfehlungen des Kodex in der Fassung vom 18. Juni 
2009 mit Ausnahme der Ziffern 3.8 Abs. 2 Satz 2 
(Selbstbehalt in der D&O-Versicherung für den Auf-
sichtsrat), 4.2.3 Abs. 2 Satz 2 und 3 (Vergleichspa-
rameter bei variabler Vergütung), 4.2.3 Abs. 3 und 4 
(Abfindungs-Cap), 5.3.3 (Nominierungsausschuss) und 
5.4.3 Satz 1 (Wahlen zum Aufsichtsrat als Einzelwahl) 
entsprochen wurde und wird. Ziffer 3.8 Abs. 2 Satz 2 
soll ab dem 1. Januar 2010, Ziffer 4.2.3 Abs. 3 und 4 
zukünftig berücksichtigt werden. Die Entsprechenser-
klärung ist auf der Internetseite www.audi.de/cgk-
erklaerung veröffentlicht. 

 

Porsche Automobil Holding SE 

Aufsichtsrat und Vorstand 
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